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Das MUcbtigste.
zfocbs Descbeid auk die deutsche

Antwortnote .
* Auf die am 28. MSrz in der Frage der Landung polnischer

Truppen in Danzig ergangene Antwortnote der deutschen Ne¬
gierung hat am 29. März der Marschall Fach durch seine »
Vertreter in Spaa , General Nudant , folgenden Bescheid
überreicht :

„Ich habe die Rote am 28. Marz 1919 dem Marschall - Ober -
kommandierenden der alliierten Armee » übermittelt , der diese
den alliierten und affoziierte » Regierungen zur Prüfung « a-
trrbreitet hat. Ich habe im besonderen seines Anfmreksamkeit
auf folgender Satz der fraglichen Note gelenkt : Die deutsch« Re¬
gierung kann nach eingehender Prüfung eine Maßnahme (die
Ausschiffung der polnischen Truppe « in Danzig ) nicht verant¬
worte » , die ohne SSasfung ausreichender Garantie » den Bür ,
gerkrieg im"

eigene :: Lande Hervorrufen müsse.
Der Marschall telegraphierte nun am 29 . März folgende

Antwort : Ich werde persönlich in Spaa alle A « S -
küufte unjd alle verlangte » Garantien einem
Vertreter Deutschlands gebe «, der mit den Voll¬
machten versehen sein soll, die nötig sind» um in 38 Stunde «
zu entscheiden. Die Zusammenkunft wird stattfinden am 3.
April , es sei denn, daß dies nicht möglich wäre . Es wird ge-
beten , sowohl die Antwort der deutschen Regierung , als auch
den Namen des designierten deutschen Bevollmächtigten schleu¬
nigst mitzuteilen , gez. Nudant ."

Daraufhin hat die deutsche Regierung am 3V. März
beschlossen, als Bevollmächtigte « zur Entgegennahme der von
Marschaü Fach in Aussicht gestellten Auskünfte und aller Ga -
rantie », welche die deutsche Regierung verlangt , dem Vorsitzen¬
den der Waffensttllstandskommission , Reichsminister Erz¬
berger , nach Spaa zu entsenden . Die deutsche Regierung
hat diesen Beschluß durch folge,nde Rote zur Kenntnis des
Marschalls Fach bringen lassen :

„Das Ncichsministerium hat als deutschen Bevollmächtigte «
de » Vorsitzende» der Waffenstillstandskommission , ReichSmini »
ster Erzbet ger , bestimmt , der am 3 . April , vormittags , in Spaa
für die gewünschten Verhandlungen zur Verfügung "steht und
mit den nötigen Vollmachten versehen ist. Reichsminister Erz¬
berger wird am Dienstag , den 1. April , von Berlin abreiseu ."

Die Vorbereitungen für den Vorfrieden .
* Ein Pariser diplomatischer Situationsbericht vom 30.

März besagt : Der Generalsekretär der Friedenskonferenz
Dutasta ist am Samstag nachmittag in Versailles angekom¬
men , unr die ersten Vorbereitungen für den Vorfriedens¬
kongreß zu treffen . Sobald der Wortlaut des BorfriedenS
durch die Großmächte festgelegt ist, werden die deutschen Be¬
vollmächtigten , an deren Spitze Graf Brockdorff-Rantzau steht,
nach Versailles berufen werden . Die Deutschen , deren Zahl
etwa 200 betragen wird , werden im Rathause mntergebracht .
Die Vorbereitungen werden mindestens 3 Wochen dauern ,
daher wird der Borfriedenskongreß frühestens am Tage nach
Ostern zusammentreten können .

Die Entschädigungssumme .
*

„Newhork World " meldet aus Paris : Der gesamte Be -
,ag der Kriegsentschädigungen , die Deutschland auferlegt

werden sollen , beträgt 48»3 Milliarden Dollars (rund 160
Milliarden Mark) . Hiervon entfallen auf Frankreich 13 Mil¬
liarden Dollars , auf England 5 Milliarden , auf Rußland
7 Milliarden Dollars und auf die Vereinigten Staaten 730
Millionen Dollars . Da aber der Gesamtbetrag die Zah¬
lungsfähigkeit Deutschlands übersteigen würde , so soll er des¬
halb auf 2» bis 30 Milliarden Dollars (80— 120 Milliarden
Mark ) herabgesetzt werden .

Die Verstaatlichungen in Ungarn .
* Auf Grund eines Erlasses des Budapests ! Volkskommis¬

sars für sozialistische Produktion sind sämtliche Arbeitgeber -
und Jnteressenvertretungsvereine zu lösen . Dementsprechend
hat der Landesverband der ungarischen Industriellen und der
Landesverein der ungarischen Eisenwerke und Maschinen¬
fabriken ihre Auflösung beschlossen. Infolge der Verstaat¬
lichung des Handels wurde die Budapester Handels - und Ge¬
werbekammer aufgelöst .

Ungarisches Ründnissangebot ?
* Die Wiener »Volkszeitung " meldet : Nach zuverlässigen

Budapester Meldungen hat die ungarische Regierung der
deutschen Reichsregierung ein Bündnis gegen die Entente¬
mächte angeboten . Die Mitteilung soll bereits nach Berlin
abgesandt sein . — Nach einer Anmerkung des WTB . ist an
zuständiger Stelle in Berlin von einem solchen Angebot nichts
bekannt.

Mobilisierung Bulgariens ?
* Nach dem » Allgemeen Handelsblad " meldet »Daily

khronicle " aus Paris , die serbischen Delegierten auf der
Friedenskonferenz hätten die Mitteilung erhalten , daß die
Bulgaren an der serbischen Grenze mobilisieren . Der stell¬
vertretende Generalttak -zches wurde nach Belgrad zurück-
tzerufen.

* Vom Tage.
(Ei« Wort des Abschieds und der Würdigung a» die

badische vorläufige Volksregierung .)
Me badische vorläufige V olks r egrer ung

hat nach der endgültigen Annahme der Verfassung durch
das Plenum ihre Ämter in die Hänide des Parlaments¬
zurückgelegt. Die neue Regierung wird in diesen
Tagen gebildet werden. Der offizielle Akt der Wahl
durch das Parlament wird am Mittwoch vor sich
gehen. Me meisten der Männer , die die vorläufige Re¬
gierung bildeten, gehören auch dem neuen Kabinett an ,
sei es als Minister , sei es als Staatsräte .

Heute geziemt es sich, rückschauend der Arbeit zu
gedenken , die die badische vorläufige Ne¬
gierung seitdem 10. November 1918 für des
Landes Wohlfahr t geleistet hat . Mit Aus¬
nahme der beiden unabhängigen Regierungsmitglieder
Brümmer und Schwartz , die nach dem Wahlergebnis
vom 6 . Januar von ihren Ämtern zurücktraten , und für
die keine besonderen Nachfolger bestellt wurden , sind
es dieselben Männer , die an jenem historischen 10 . No¬
vember die Leitung des Staates übernahmen , nachdem
sie die Wähl des Arbeiter- und Soldatenrats und des
Wohlfahrtsausschusses auf ihre Posten berufen hatte .
Es sind: Ministerpräsident Geiß (Soz .) , Minister des
Auswärtigen Dietrich (Dem.) , Minister des Innern
Haas (Dem.) , Finanzminister Wirth (Zentrum ) ,
Kultusminister Stockinger (Soz .), Justizminister
Marum (Soz .) , Verkehrsminister Rückert (Soz .) ,
Minister für Übergangswirtschaft Martzloff (Soz .) ,
Ernährungsnnnister Trunk (Zentr .) . Zum Chef der
besonders wichtigen Presseabteilung im Ministerium des
Innern wurde der Abgeordnete Köhler (Zentr .) be¬
stellt.

Mit dem übermorgigen Tage wird dieses Kabinett der
Geschichte angehören. Wie aber wird das Urteil sein,
das die Geschichte über seine Leistungen fällen wird ?
Das ist die Frage , die uns zu beschäftigen hat . Nun ,
Wir glauben , sie heute bereits beantworten zu könn'en,
und sind überzeugt, daß auch die Geschichtsschreibung
einer kommenden Zeit dieses unser Urteil unterschreMn
wird . Und dieses Urteil lautet kurz und büüdig fol¬
gendermaßen : Die badische vorläufige Volks -
regier ung , die in Tagen völligen Umsturzes und
furchtbarster Not die Geschicke unseres Landes in die
Hand nahm , hats -eitdemnichtnurredlich und
treu ihre Pflicht getan , sondern sie hat
in teilweise geradezu vorbildlichem
Wirken Großes und Bedeutendes ge -
leistet . Und das badische Volk hat deshalb allen An¬
laß , der Regierung für das von ihr Geleistete von Her¬
zen dankbar zu sein.

Zweierlei Tatsachen waren es, die für die Arbeit der
vorläufigen Vdlksvegierung erschwerend ins Gewicht
fielen. Me eine Taffache betraf die Zeitverhält¬
nisse . Noch nie hat es eine badische Re¬
gierunggegeben , die unter so ernste nund
schwierigen Umständen ihr Amt anzutre -
ten hatte , und noch nie hat es eine badische Regie-
rung gegeben, auf die sich gleich mit der ersten Stunde
ihrer Tätigkeit eine derartig furchtbare Last der ^ Ler-
antwortung herabsenkte . Probleme galt es zu löiM , die
schier unlösbar schienen. Es galt , einer Zeit ins gram -
zerrissene und haßentstellte Angesicht zu schauen , wie sie
unser deutsches Vaterland bis dahin noch nicht erlebt hat .
Me andere Taffache schloß alle Bedenken ein, die sich
— damals nicht ganz mit Unrecht — gegen Männer er¬
heben mußten , die bislang den Geschäften de :
eigentlichen Staatsleitung fern gestan¬
den hatten , und die nun, aus ganz verschiedenen
Parteilagern kommend , plötzlich vor der Auf¬
gabe standen , verantwortliche Minister
z u s e i n.

Diese beiden Tatsachen muß mau sich vor Augen
halten , wenn man das Wirken der vorläufigen Volks¬
regierung gerecht und wirklich zutreffend beurteilen
will . Es ist oben ein großer Unterschied , >ob eine Re¬
gierung unter normalen Verhältnissen zu amtieren hat ,
und lediglich die üblichen Ausgaben des Tages an sie
herantreten , oder ob sie in einer Zeit gewaltigster und
gewaltsamster Erschütterungen die Geschäfte zu führen

hat . Ern Tun , das man unter normalen Uiri ständen
als lobenswert bezeichnen wird , verdient ein viel ehren¬
deres Prädikat , wenn es in Zeiten der Gärung und der
Not vollbracht wird . Und Kleinigkeiten, deren Fekffm
man in Perioden der Ruhe mit kritischer Sorge beachten
wird , werden mit Recht außer Acht gelassen , wenn di«
Strudel der Zeit dermaßen entsetzlich sind, daß man es
schon gls ein großes Glück bezeichnen muß, wenn es
überhaupt nur gelingt , das Staatsschiff im wesentlichen
unversehrt hiüdurchzustsuern.

Der Vergleich mit den Lei st ungen frühe¬
rer Regierungen liegt nahe, wenn wir uns heute
ein Urteil über das Wirken der vorläufigen Volksvegie-
rung gestatten . Bei einem solchen Vergleich können wir
all das , was man die Fehler und Verbrechen des alten
Systems nennt , füglich beiseite lassen. Wir brauchen
uns nur an das sozusagen Lechnische der Amtsleistung
zu halten . Dabei dürfen wir voraussetzen , daß alle
Regierungen , die Baden vor dem 10. November 1918
gesehen hat , sicher von sich selbst überzeugt gewesen sind,
daß sie sehr viel Gutes und sehr viel Brauchbares ge¬
leistet haben. Und wir wollen dieser Überzeugung auch
keineswegs widersprechein . Mer gerade, wenn wir diefs
Überzeugung als gegeben und begründet hinuehmen ,
müssen wir sagen , daß die vorläufige Volksregierung
ihre Sache, auch technisch betrachtet, jedenfalls !
nicht schlechter gemacht hat , als ihre Vor ,
ganger .

Betrachten Wir die Leistungen aber vom Stand ,
Punkt des politischen Erfolges , vom
Standpunkt der praktischen Vernunft ,
vom Standpunkt der Volkstümlichkeit , sa
dürfen wir feststellen, daß die vorläufige Volks -
rogierungsich einen tieferen Anspruch
aus Anerkennung u!nd Dankbarkeit er -

worben hat , als je eine andere Regierung
vo rherl

Sämtliche Mitglieder der vorläufigen Volksregierung
haben ihre beste Kraft dem Lande dahingegeben. Und
diese Kraft war wertvoll und ausgiebig genug, uin die
Wahl der Regierung , wie sie am 10. November vor sich
ging , noch nachträglich zu rechtfertigen. Mit schier über¬
menschlicher Geduld und Nervenkraft, mit einem auch für
deutsche Begriffe ganz außerordentlichen Maße von Fleiß
und Eifer , mit selbstloser Hingabe und mutigem Einsatz
ihrer ganzen Persönlichkeit haben alle diese Männer
ihres Amtes gewaltet. Oft war die Lage so , daß man
es rein menschlich hätte begreifen können , wenn die Kraft
und Ausdauer der Regierung erlahmt wäre. Es ist
nicht geschehen. Getragen von dem Vertrauen der
erdrückten Mehrheit des badischen Volkes , unter¬
stützt von der treuen Mitarbeit der Par¬
teien/d er Arber ter - u nd Sold at e n r ä te u n d
der Presse , getrieben von dom kategorischen Impe¬
rativ der Pflicht, haben die Männer der vorläufigen !
Volksregierung nicht verzagt, sondern ausgeharrt auf
ihrem Posten . Dafür ist ihnen der nnausIöschliche
Dank des badischen Volkes sicher ! Und eine
Herzenspflicht ist es uns , heute auch hier diesen Ge-
fühlen des Dankes Ausdruck zu verleihen. Dieser
Dank wird der schönste Lohn sein, der den Männern der
vorläufigen Volksregierung für ihre aufopferungsvolle -,
ersolgreiche Tätigkeit zuteil werden kann . Möge er sie
anspornen zu noch weiterer treuer Arbeit im Dienste
unseres badischen Landes!

Deutscbe Nationalversamm¬
lung.

* In der Nationalversammlung zu Weimar erfolgte am
Samstag die zweite Lesung des Nachtragsetats und
des Notetats . über elfteren berichtet der

Abg . Loebe (Soz . ) : Der Ausschuß nahm den Regierungs¬
vorschlag , der die Bezüge des Reichspräsidenten auf 100 000 M .
vorsah , nicht an, sondern trennte persönliche und Sachbezüge
und schlägt vor, dem Reichspräsidenten jährlich 100 000 M .
Gehalt zu gewähren und für die mit seinem Amt verbun¬
denen Sachausgaben eine halbe Million Mark auszusetzen .
Die Regelung der Pensionsfrage soll einem besonderen Ge¬
setz überlassen werden. Die Frage der Ministergehälter und
Pensionen soll beim ordentlichen Etat geprüft werden . Bet
dem Wohnungszuschutz der Minister dürsten erhebliche Ab¬
striche erfolgen .

Mit einer Beilage : 13. öffentliche Sitzung der verfassunggebenden badischen Nationalversammlung.



Äbg . Tr . Bnrlage (Ztr .) : Wir stimmen dem Beschluß des
Hanshaltsaussckusscs zu . Die ganze Regelung der Mstnster-
gchälter ist mir vorläufig , und wir werden bei der Beratung
des Gesetzes hierüber uns auch mit der» Pensionsverhältnisse :!
eingehend zu beschäftigen haben .

Abg . Laubant «U . S . >: Wir lehnen das Gehalt des Reichs¬
präsidenten ab, weil wir diese Kosten nicht nur für überflüssig,
sondcrn für sckädlich hatten ; ebenso wie das Gehalt sind auch
die Sachausgaben viel zu hoch . Auch Repräsentationen und
Reisen sind unnötig . Der Reichspräsident sollte kein höheres
Gehalt bekommen als die anderen Minister . Wir lehnen diese
Ausgaben , die eine Befestigung der kapitalistischen Republik
bedeuten, ab.

Der Racktragsetat wird hierauf nach dem Ausschußantrag
gegen die Stimmen der Unabhängigen angenommen .

Es folgte die zweite Beratung der Gesetzentwürfe über die
vorläufige Regelung des ReichshaushatteS und des Haus .
Haltes der Schutzgebiete für 1919 (Notetat ) .

Die im Cpeziiletat des Auswärtigen Amtes als Beihilfen
zur Verbesserung der Einrichtungen für das Wirtschaftsaus -
lands -Nachrichleuwesen zunächst geforderten 250 990 M . wer¬
den ohne Erörterung bewilligt.

Im Haushalt des Reichsministers des Innern werden zur
Unterhaltung des ReiihsluftamteS 50 090 M . angefordert .

Berichterstatter Becker , Hessen , D . Vv . ) verweist darauf , daß
auf den (Flugplätzen Adelshof und Döberitz noch viele Sol¬
daten unproduktiv vcschäftigt sind , statt demobilisiert zu wer¬
den . Diese Frage soll im Hanshaltsausschuß gemeinsam
besonders geprüft werden.

Abg . Er sing (Ztr . ) erklärte sich für rücksichtslose Demobil¬
machung. Auf den beiden Flugplätzen würden für Offiziere
und Mannschaften jährlich 50 Mill . M . ausgegeben , weil diese
L fiiziere und Mannschaften sich mit aller Macht gegen ihre
D >Mobilisierung sträuben .

Abg . Dr . Richer (D . Bp.) tritt ebenfalls dafür ein, daß auf
Kosten des Reiches auf den beiden Berliner Flugplätzen nicht
Millionen für Löhne verausgabt werden. - Wo bleibt bei alle¬
dem der Rechnungshof? Auch in den Kriegswerkstätten blei¬
ben noch manche länger als im Interesse des Reiches nötig ist.

Reichswehrminister Roste verweist darauf , daß nach einer
Verfügung aus der Zeit des Prinzen Max jeder Heeresange -
hörige berechtigt ist, nach Erklärung der Demobilmachung für
seinen Truppenteil noch 4 Monate in der Kaserne zu bleiben.
Diese Verordnung war aus der Ecwartui ^ hervorgegangen ,
daß die Demobilisierung sich auf eineu recht langen Zeitraum
erstrecken würde , eine Erwartung , die durch den Zusammen -
bruch unseres Heeres vollständig über den Haufen geworfen
wurde . In einer großen ANPchl von Städten haben sich aus
entlassenen MarinesoldatÄ : -Sn !) Matrosen besondere Matro -
senformationen gebildet, zu denen auch die bekannt Berliner
Volksmarine -Division gehört. Soweit die zur Entlassung kom¬
menden Leute keine Arbeit finden, müssen sie aus ReichSmit-
teln unterstützt werden . In den staatlichen Werkstätten haben
sich in einer Anzahl von Betrieben unhaltbare Zustände her¬
ausgebildet , die zu einer geradezu unverantwortlichen Ver¬
schleuderung von Reichsgeldernführen . Auf den beiden Reichs¬
werften haben sich die Verhältnisse beträchtlich gebessert . In
Kiel wie in Wilhelmshaven wächst die Zahl der Aufträge und
auch die Arbeitsleistung . In verschiedenen militärischen Bc-
kleidungsämtern find die Zustände unerträglich . Einzelne
haben den zwanzigfachen Umfang während des Krieges an¬
genommen und trotzdem verlangen die Ackbeiterworfführer,
von Entlassungen in diesen Betrieben Abstand zu nehmen.
Auch wurde gefordert, daß sämtliche Aufträge von Uniformen
an Post- und Eisenbahnern diesen Bekleidungsämtern zuge¬
wiesen würden . Dabei , ist die Arbeitsleistung in einer An¬
zahl dieser Betriebe teilweise so zurückgegangen, daß der Be¬
darf an Uniformen und Stiefeln für die Freiwilligenverbände
bei der Privatindustrie gedeckt werden mutzte . Der Redner
gab dann noch eine Schilderung von den Zuständen in den
Spandauer Betrieben , in denen im Januar an Löhnen 42 Mil¬
lionen Mark gezahlt wurden bei einer absolut minimalen Tä¬
tigkeit der Arbeiter . Die vorzunehmende Umstellung der Be¬
triebe erfordert natürlich eine gewisse Zeit . Dctzu muß aber
auch die Autorität der Reichslestuna und der Behörden wieder
heraestellt werden, die jetzt vollständig ausgeschattet ist. Eine
Deputation der Spandauer Arbeiter erklärte mir erst gestern,
daß sie durch Anwendung schärfste « Terrors »um Streik ge¬
zwungen wurden . In den nächsten Taae >
de'' Arbester der staatlichen Gewehr, und Wafferifabrik ein-
gehen, in dem die Abschaffung der vielgeschmähtenFreiwilligen-
Lerbände verlangt wird , weil die Ausgaben für diese eine
Vergeudung von Staatsgeldern darstelle. Auch wird bis zum
8 . April die Sjchaffnun, , einer nur aus gewsckkschaftkich «nid
politisch organisierten Arbeitern gebildeten Bstttswehr ver¬
langt . Diesen Forderungen wird von mir nicht entsprochen
werden. Ich werde aber dafür sorgen, daß, wie schon beim
alten Streik , in den staatlichen Betrieben für die Streiktage
kein Pfennig bezahlt wird . Dem aus den Reihen der Arbeiter
mir übermittelten Wunsch , eS möchte den Staatsbetrieben so
rasch wie möglich das notwendige Maß von Umstellungs¬
arbeiten zugeführt werden , urn wieder produktive Arbeit leisten
zu können , wivd Rechnung getragen werben , damit die in
diesen Betrieben angelegten Gelder wieder nutzbringende Ar¬
beit im Interesse des ganzen Volkes leisten. (Lebhafter Beifall .)

Abg . Hoch (Soz .) : Wir hoffen , baß die bevorstehenden Vec-
Handlungen zu einer Verständigung zwischen den Reichsbehör-
den und den beteiligten Arbeitern führen .

Abg . M ' , n 'n iD . N .) : Noske hat ein erschütterndes Bild von
der Versckst' i 'derung von Reichsgeldern gegeben. Warum rst
nicht schon früher scharf dagegen eingeschritten worden ?

Abg . Hartmann .Berlin (Dem ) : Als Vertreter der deutschen
Gewerkvereine erkläre ich : Wenn unsere Arbeiterschaft nicht
dir nötige» Austauschmittel in Kohlen und Kali erzeugt, dann
wird auch unsere Ernährung sich nicht bessern . Die überradi -
kalen Kreise, die die Arbeiterschaft von der Arbeit zurückhalten
wollen, treiben die Geschäfte des Auslandes zum Schaden
des Vaterlandes . Möge Noske dafür sorgen , daß in den staat¬
lichen Betrieben ine Koalitionsfreiheit tatsächlich geschützt und
gewährleistet wird . -

Reichswehrminister Nsske : Dem letzten Wunsche des Vor -
redners werde ich selbstverständlich mit allen Mtteln Rechnung
zu tragen versuchen.

Berichterstatter Abg. Dr . Becker (D . Vp .) begründet hierauf
namens des Ansschmsies eine Entschließung, daß die Regierung
ungesäumt einen Plan für die Forschung auf dem Gebiete
der Textilindustrie aufstellt . Der Ausschuß hat die einzelnen
Forderungen der Regierng auf diesem Gebiete im Notetat
gestrichen .

Wirtsckaftsminrster Wissell : Ich hoffe, demnächst einen Ge.
samtplan verlegen zu können.

Abg . Kretzig (Soz .) : Auf dem Wege zu dem Ziele , uns mög¬
lichst unabhängig von der Einfuhr ausländischer Texkilrohstofse
zu macken , sind schon erhebliche Fortschritte gemacht worden.

Abg . Ersing iZentr .) spricht den Wunsch aus , daß Berlin als
Sitz des neuen Textilforschungsinstituts von vornherein aus -
scheidet.

Abg . Hermann (Dem .) meint , daß eine allzu starte Zentrali¬
sation auf diesem Gebiete nur schädlich wirken könne.

Die Forderung wird gestrichen , die Entschließung des Aus -
tjchnff -s angenommen .

Der Etat der ReichSftnanzverwattnng wird bewilligt.
Eine Entsttckießung des Ausschusses auf Erhöbnng der Be¬

züge der Renten - und UnterstützungSrmpfönger wird an ge.
nommen .

Der Rest des Rotetats sowie der Haushalt der Schutzgebiete
werden in zweiter Lesung angenommen .

In dritter Lesung , werden der Rachtragsetat und der Notetat
ohne Erörterung angenommen .

Die Krantenkaffenvcrordnung wir- nach kurzer Debatte von
der Tagesordnung abgeseht.

Das Haus beschließt Vertagung vis Mittwoch den S. April
mit der Ermächtigung für den Präsidenten , eventuell auf früher
wieder zusammen zu kommen. Schluß nach 1 Uhr.

Doltttscbe Neberslcbl
Der deutsche Dandel mit den Neutralen .

* Aus Berlin berichtet das W .T . -B . unterm 29. März :
Der Obcrkommandierende der alliierten Armeen . Marschall

Fock, telegraphierte am 28 . Mjärz an seinen Vertreter , Gene¬
ral Rudant in Spaa :

»In Verfolg der der deutschen Regierung bezüglich der Ein -
fuhr Von Lebensmitteln und der Ausfuhr von Waren gemäß
des Brüsseler Abkommens gemachten Mitteilungen wird sol.
gendes zur Ergänzung mitgeteilt : »Um Deutschland bei der
Erlangung der Kredite in neutralen Ländern für den Ankauf
von Lebensmitteln zu helfen und gemäß der von den Delegier ,
ten in Brüssel übernommenen Verpflichtung, diese Frage zu
prüfen , teilen die assoziierten Regierungen mit , daß in keinem
neutralen Lande eine Firma in Zukunft Gefahr lauten wird,
aus dem Grunde auf die schwarze Liste gesetzt zu werden , weil
sie a) Lebensmittel in den durch die assoziierten Regierungen
gebilligten Grenzen und in Übereinstimmung mit den von die¬
sen aufgestellten Bedingungen »ach Deutschland auSgeführt
hätte , b ) Deutschland für den Ankauf dieser Lebensmittel Kre¬
dite eröffnet hätte , c) Waren , deren Ausfuhr nach Deutschland
die assoziierten Regierungen genehmigt hätten , eingeführt
hätten .

"
Deutschland soll ermächtigt werden können, mit Firmen der

neutralen Länder zu verhandeln und Handel zu treiben , selbst
wenn diese auf den schwarzen Listen stehen, unter Vorbehalt
der Genehmigung des Obersten Blockaderates.

So ist nun endlich durch die tcittoeise Aushebung der schwar¬
zen Listen die Voraussetzung gegeben, daß Deutschland von
der Bestimmung des Brüsseler Abkommens Gebrauch machen
kann, aus neutralen Ländern Lebensmittel einzuführen und
mit seinen Ausfuhrwaren dafür zu bezahlen . Deutschland
mu,ß aber verlangen , daß auch der letzte Vorbehalt noch fällt .
Der Handel zwischen Deutschland und den Neutralen darf nicht
länger abhängen von der Genehmigung und der Aufficht des
Obersten Blockaderates. Unser Handelsverkehr muh wieder
ganz frei weiden , sonst bleiben wir zahlungsunfähig . Unsere
Forderung muß lauten : Fort mit der Blockade, fort mit den
schwarzen Liste« !

Der Mörder Jaures kreigesprocben .
* Nach mehrtägiger Verhandlung , die zum Teil lebhafte

Formen annahm , wurde Paul Villain , der Mörder des be¬
kannten französischen Sozialistenführers Jean Jaures , wegen
„Unzurechnungsfähigkeit " freigesproche».

Dadtscber Teil .
* * In Nr . 61 des Reichsgesetzblattes , Jahrgang 1919

ist eine ' Venardrmrrg des ReickDministerinms für die

wirtschaftliche Demobilmachung voni 18. März 1919

Wer die Regelung der Arbeitszeit der Ange¬
stellten während der Zeit !der wirtschaftlichen Demo¬

bilmachung erschienen. Da die Verordnung schon am
1. April 1919 in Kraft tritt , wird auf die wichtigsten
Bestimmungen auf diesem Wege hingewiesen .

Die Verordnung setzt für alle Angestellten
den Achtstundentag mit wenigen aus Notfällen
und dergl . beschränkten Ausnahmen fest und bestimmt
außerdem , daß offene Verkaufsstellen von
7 Uhr abends bis 7 Uhr morgens geschlos¬
sen sein müssen.

Die Regelung umfaßt diejenigen Angestellten , die

1. mit kaufmännischen Diensten beschäftigt werden ,
insbesondere Handlungsgehilfen ,

2 . mit technischen Diensten beschäftigt werden , mit
Ausnahme derjenigen technischen Angestellten (Be -
triebsbeamte , Werkmeister, Techniker) , die hinsicht¬
lich der Regelung ihrer Arbeitszeit der Anordnung
über die Regelung der Arbeitszeit gewerblicher
Arbeiter vom 23 . November 1918 (Neichsgesetzblatt
Seite 1334) unterliegen ,

3 . mit Schreib -, Rechen- oder ähnlichen Arbeiten be¬
schäftigt werden (Bureauangestellte ) einschließlich
derjenigen , die für Bureaus niedere oder lediglich
mechanische Dienste leisten ,

4 . sich als Lehrlinge in einer geregelten Ausbildung
zu einer der vorgenannten Beschäftigungen be¬
finden .

Die Regelung gilt für alle Arbeitgeber
einschließlich der Körperschaften des öffentlichen Rechts.
Es macht keinen Unterschied-, ob der Arbeitgeber seinen
Betrieb oder sein Bureau mit der Absicht der Gewrnn -
erzielung führt oder nicht . ^

Lur zfrage der Regierungsbildung
* Von einer hiesigen Korrespondenz wird ein Artikel über

die Bildung der nennen Regierung veröffentlicht, den wir hier
registrierend wiedergeben:

„Nach dem Ergebnis der Beratungen werden sieben Mi¬
nisterien gebildet. Das Präsidium der Negierung (als Staats¬
präsident ) behält Anton Geiß (Soz .), der zugleich die mili¬
tärischen Angelegenheiten übernimmt , die bisher einem be¬
sonderen Ministerium unterstanden . Das Ministerium des
Innern , bisher Dr . L . Haas (Dem .) , wird dem 1. Vizepräsi¬
denten der bad. Nationalversammlung und Vorsitzenden der
Londeszentrale der Arbeiter - und Volksräte Adam Remmele

( >- oz.) übertragen werden. In diesem Ministerium werde» ,
künftig wieder die Ernährungssragen bearbeitet werden . Da » ?
bisherige Ernährungsministerium wird aufgehoben. Bo»
Ministerium tzeS Innern wird jedoch das Gebiet für siqiak«
Fürsorge abgetrennt und zu einem eigenen Ministerium au»»
gebildet werden, dessen Leitung dem bisherigen Berkehrrmi -
nister Rückert ( Soz .) übertragen werden soll . Das Ber »
kehrswesen wird wieder (wie das unter der alten Regierung
war ) dem Finanzministerium eingegliedert, dessen Leitung Dr .
Wirth (Zentr .) behält . Das Ministerium des Kultus und
Unterrichts , das bisher in den Händen des scqialdem. Abg.
Stockinger lag, wird Abg. Professor Hummel (Dem .) er¬
halten und die Leitung des Justizministeriums wird dem bis¬

herigen Ernährungsminister Trunk (Zentr .) zugewiesen
werden . Der jetzige Justizminister Warum (Soz .) scheidet aus .
Das Ministerium des Äußern wird der frühere Konstanzer
Oberbürgermeister Abg . Dietrich (Dem . ) behalten . Somit
werden in dem neuen Ministerium die Sozialdemokraten drei .
Sitze, das Zentrum und die Demokraten je zwei Sitze erhalten .
Des weiteren treten in die neue Regierung sechs Staats¬
räte ein, die von der Nationalversammlung aus den Mit¬
gliedern der Parteien gewählt werden. (Die neue Verfassung
sagt hierüber : „Dem Staatsministerium können nach Bedarf
Mitglieder ohne eigenen Geschäftskreis (Staatsräte ) mit Sitz
und Stkmme vom Landtag beigeordnet werden . Sie werden
wie die Minister gewählt . Ihre Anzahl darf die Zahl der Mi -
nister nicht überschreiten.) Zu Staatsräten werden von der
Sozialdemokratie vorgefchlagen Maru m -Karlsruhe und
E n g l e r -Freiburg , vom Zentrum die Abgg . Weihhaupt ,
Wittemann und Köhler und von den Demokraten der
bisherige Minister des Innern Dr . Haas . Wegen eines wei¬
teren Staatsrats sind z . Zt . die Verhandlungen noch rächt ab¬
geschloffen . Außerdem sollen die Parteien das Recht haben,
noch einige Ministerialräte in Vorschlag zu bringen ;
das Zentrum fordert einen Ministerialrat im Kultusministe¬
rium und im Ministerium des Innern und die Sozialdemo¬
kratie einen Ministerialrat im Finanzministerium .

"
Der hier wiedergegebene Artikel stützt sich nicht auf amtliche

Mitteilungen . Die ganze Angelegenheit ist faktisch noch gar -
nicht abgeschlossen . Eine Sitzung , die das endgültige Ergebnis
der Beratungen festlegt — und zwar festlegt auf Grund der
Wünsche des Parlaments — hat noch nicht stattgefun¬
den . Es ist also durchaus möglich , daß noch Änderungen vor-
genommcn werden. Die Angaben der Korrespondenz sind in¬
sofern zutreffend , als sie ein im Wesentlichen richtiges Bild
von dem Ergebnis der bisherigen Besprechungen geben.

Wadiscbe Nationalversammlung .
oc . Die nächste öffentliche Sitzung der Badischen National -

*

Versammlung ist auf Mittwoch den 2 . April, vormittags 0 Uhr,
anberaumt . Auf der Tagesordnung steht u . a . die Abstim¬
mung über einen Antrag Mafsa (Denn ) betr . den parlamenta¬
rischen Ernährnngslieirat , ferner die Behandlung verschiedener
Petitionen und schließlich die Beratung über den Gesetzentwurf
betr . die Bildung des GcschäftskreiseS der Ministerien und die
Wahl - er Minister und des Staatspräsidenten . .

Die sozdem . Fraktion der badischen Nationalversammlung
hat beschlossen, einen Antrag einzubringen , nach welchem der
1 . Mai auch in Baden zum Feiertag erhoben werden soll . Die
badische Sozialdemokratie wird den 1 . Mai 1919 , möge die
Entscheidung der bürgerlichen Parteien der Nationalversamm¬
lung auch anders lauten , zu einem Demonstrationstage für
die Mai -Idee gestalten.

Die Abgg . Kiefer (Zentr .) und Gen . haben eine kurze An¬
frage eingebracht, in »velcher von der Regierung Antwort ver¬
langt wird, ob ihr bekannt sei, daß die im Lager in Haltingen
aufgestapelten Heeresgeräte , besonders Stacheldraht und StaU -
baracken zu unerschwinglich hohen Preisen verkauft werden ?
Ferner soll die Regierung Aufschluß geben, wie es komme ;
daß die Vertriebstelle in Karlsruhe Stacheldraht zu 50 Pf .
per Kilogramm vertäust , während im Lager in Haltingen auf
öffentlich angeschlagener Preisliste verzeichnet ist, daß das
Kilogramm Stacheldraht zu 30 Pf . verkauft wird . Ferner
wird die Regierung gefragt , wie es komme , daß die Stall¬
baracken in Hattingen , welche die Verkaufsstelle in Karlsruhe
um 500 M . übernommen hat, jetzt uni 2000 M . verkauft
werden.

Auflösung der Vorschulen zu den köderen
Mädchenschulen .

oc . Nachdemdie badische Nationalversammlung die Verfassung
in zweiter Lesung angenommen hat , wurde vom Unterrichts¬
ministerium angeordnet , daß die Vorschulen an den höhere»
Mädchenschulen, soweit solche bestehen , aufgehoben werden .
Nach tz t9 Abs. 5 der Verfassung sind nämlich alle Kinder bis
zum Eintritt in eine höhere Lehranstalt zum Besuch der Volks¬
schule verpflichtet. Damit ist die rechtliche Grundlage für die
Vorschulen in Wegfall gekommen . Die Auflösung der Vorschu .
len hat laut „Volksfreund" tlaffenweise zu erfolgen in der
Art, daß auf Beginn des neuen Schuljahrs 1919/20 eine Auf¬
nahme von Schülerinnen in die unterste Vorschulklasse nicht
mehr stattjindet .

Schloss Stutensee als Jugendheim .
* Infolge des Abfindungsvertrags mit der Großherzoglichen

Familie kann auch das bei Karlsruhe gelegene Gut Stutensee
für öffentliche Zwecke Verwendung finden . Das frei , mitten
in Wiesen gelegene Schloßgebäude und die von alten Eich¬
bäumen umstandenen Wirtschaftsgebäude eignen sich vorzüglich
für Zwecke der Jugendfürsorge . Es ist beabsichtigt, unter Be-
nützung des Gegebenen hier eine großzügige, den Anforde-
rungen der neuen Zeit entsprechende staatliche Fürsorgoerzieh .
ungsanstalt zu errichten , sobald die Verhältnisse die Umgestal-
tung zulcrffen . Zunächst werden die Räume des Schlohge-
bäudes dem Bezirksverein Karlsruhe für Jugeudschutz uird
Gefangenenfürsorge überlaffen , welcher in diesen sein bisher
im Weichbild der Stadt betriebenes Heim für gefährdete männ .
liche Jugendliche einrichten wird . Das neue Heim wird den
Jugendlichen weit günstigere Lebensverhältnisse bieten als
das bisherige , auch wird jetzt eine erheblich größere Zahl von
Schützlingen Ausnahme finden können. Die Verlegung bringt
nebenher den Vorteil , daß die Räume , die bisher dem Heim
dienten , jetzt als Mietwohnungen Verwendung finden .

Landesversammlung der demokratischen
spartet Kadens .

oc. Gestern fand in Karlsruhe die aus allen Teilen de»
Landes stark besuchte erste ordentliche Landesversammlung der
demokratischen Partei Badens statt . Zur Vorbereitung der
Versammlung war am Samstag nachmittag der Engere AnS-
schuß zusammengetreten , in dem Abg . König einen kurzen
Überblick über die gegenwärtige politische Lage gab. Abend»
fand dann eine vom hiesigen Ortsverein veranstaltete Begrü¬
ßungsfeier statt , bei welcher Prof . Dr . v. Schultze -Gaevernitz
aus Freiburg über „Das deutsche Elsaß -Lothringen " sprach.

Im Mittelpunkt der gestrigen Landesversammlung stand der
von dem Abg . Hvtnmcl erstattete politische Berickst, der darauf hin»



Wir», daß mit dem Abschluß der Verfassung die Revolu¬

tion nur ihr formelle» End« gefunden habe. In der Tat sei
«cher der revolutionäre Ausland noch nickt beendet. Das sei
»rft der Fall , Wenn eS giflunnen sei, die Einrichtung der Sol -
Latenrätc in di,' neu geschaffene Ordnung einzugliedern und
sie zum Vcrbiüdnngsalied zwischen Vorgesetzten und Mann -
chtaftei! ' n wachen . Ebenso iei es ein dringende? Erfordernis
« ick die Einrichtung der Arbciterräte in die nenen versHsunfis-

« ätzigen Vcrhälrniffe einzugliedern . Ebenso notwendig se,

Änderung der behördlich organisierten Sicherheitswehr^
De

Redner streifte dann dte jüngsten Vorkommnisse '«

sckastlichen Kreisen, wobei er nicht
» irtschast Gewaltiges geleistet habe und 'hr Unerhone » zuge-

seinen tveitertti Äus^ü^ ungkn betonie

Hummel die Wichtigkeit einer militärischen Macht und wandte

sich gegen roylisflsch- Kundgebungen , d '-- letzt ^ rautte 'SenL
wirte » könnten. Er zog des weiteren d,e bolschewistische Ge¬
fahr die Streiks und Lohnultimate , dcp Abbau der Zwangs¬
wirtschaft in den Bereich seiner Betrachtungen , sp^ ch gegen
jede Annexion deutschen Gebiets von feindlicher Serie und
« dachte auch der deutschen Kriegsgefangenen und des besetzten
Hanauerlarrdes . Seine mit starkem Beifall aufgenommenen
Ausführungen schloffen in einem dreifachen Hochruf auf die
demokratische Partei .

Die Versammlung nahm hierauf von dem Vorsitzenden der
beinokratischen Fraktion , Abg . König, den Bericht der Tätigkeit
der Fraktion entgegen, wobei dieser Redner auch die Bildung
des neuen Ministeriums berührte . Darin sollten die Partei¬
mitglieder nicht die Interessen der Partei , sondern jene des
Landes vertreten .

In der NachmittagSsihung wurden geschäftliche Angelegen-
Leiten erledigt , Unter andern , wurde der geschäftsfuhrende
Aiisschuh gewählt, dem angehören : Hummel 1 . Vors-, Dietrich
L . Vors.. Wilh . Frey 8. Vors., Hmiptl . Baschang 1 . Schriftf .,
Stadtrechnungsrat Pfeif 2. Schriftf ., Bankdirektor Hoffmann

Rechner, Architekt Deines , 2. Rechner, Beisitzer: Kammer -
stenograph E . Frey , Dr . Glöckner, Dr . Haas , Verbandssekretär
Heini , Chefredakteur Scheel-Mannheim , Frau Mayer -Pante -
niüs und Gen .-Sekretär Dees .

Im Anschluß daran wurden mehrere Entschließungen an¬
genommen. Die erste derselben besagt : „Die Landesversamm .
lung steht auf dem Boden des uneingeschränkten Koalitions -
reckts der Eisenbahner "

. Durch eine weitere Entschließung
wurde den Mitgliedern der Fraktion und dem Vollzugsaus¬
schuß der Partei wärmster Dank für eine Tätigkeit und das
Vertrauen der Versammlung ausgesprochen. In einer dritten
Entschließung wird der Vorstand gebeten, alsbald eine Kom¬
mission einzusctzen , die ein besonderes Bauernprogramm für
Bodiii ausarbeiten soll. Generalsekretär Dees teilte noch mit ,
daß die Partei in Baden 213 Vereine mit rund 49 000 einge¬
schriebenen Mitgliedern zähle . Sodann wurde die Versamm¬
lung mit einem 3fachen Hoch auf die Republik Baden ge¬
schloffen.

Dudiscke Leitungssttmmen.
Zrrr Regierungsbildung in Baden schreibt der „Badische

Beobachter" u . a . , daß in Zentrumsparteikreisen erwartet wurde,
daß das Zentrum mindestens ein politisch wichtiges Mini¬
sterium bei der Bildung der neuen Regierung bekommen
müsse . Als solche kämen dem politischen Gewicht nach ,n
Fraye das Ministerium für Kultus und Unterricht und das
Ministerium des Innern , vielleicht auch das Ministerium für
sozialst Fü wge und öffentlich « Arbeiten .

..Allc drei Ministerien sin d ", so fährt der Artikel
fort , „ nach dem Willen der linksstehenden Par .
teien zur Zeit für das Zentrum nicht erreich¬
bar . Es mag auch in der Demokratie einzelne tolerante
Kreise geben , welche die Besetzung des Ministerpostens im Mi¬
nisterium des Kultus und Unterrichts nicht als ein „entsetz,
liches Unglück" a,'.sehen würden . Tatsache ist, daß große radi -
bale Kreise im Lande Baden schon beim Gedanken , daß ein
Zentrumsmann au die Spitze des Unterrichtsministeriums
treten könne , nicht nur nervös werden , sondern direkt Mit dem
Streike droten . . . . Die Zentrumspartei trägt diesen Tat¬
sachen Rechnung. Es kommen andere - Zeiten ,
wo man die Drohung , daß die Lehrer streiken
werden , wenn das Zentrum das Unterrichsministc -
rium besehen sollte , anders beurteilen wird . Mit
dem Ministerium des Innern hat eS hinsichtlich
der Sozialdemokratie dieselbe Bewandtnis . Die Zentrumsfrak¬
tion sieht sich deshalb vor die Frage gestellt, ob sie über -
haupt in der neuen Regierung Mitarbeiten will . Wir gehen
Wohl in der Annahme nicht fegt , daß sowohl die Sozialdemo¬
kratie wie die Demokratie auf die Mitarbeit der Zen¬
trum sparteä den größten Wert legen . Ob die

Demokratie es hinsichtlich ihrer heutigen Zusammensetzung mit
dem starken nativ " !' N 'bcralen Flügel wagen könnte, mit der
Sozialdemokratie eine Regierung zu bilden , erscheint
mindestens sehr ist . . . . Nur wenn das Zentrum für
sie Regierung ge .- eu werden kann, wird die Demokratie
das Mißtrauen in ihren eigenen Kreisen überwinden können.
Die Sozialdemokratie kann die Mitarbeit des Zentrums an
der Regierung gar nicht dauernd entbehren . Sie will die
Trägerin der Revolution sein. Sie will auch die Früchte der
Revolution sichern . Auf der andern Seite sieht mau in sozial¬
demokratischen Kreisen ein , daß die Sozialdemokratie oibne Mit¬
arbeit des Zentrums und seiner ländlichen Anhänger gar nicht
regieren kann. Sie braucht das Zentrum , ist aber , wie be¬
hauptet wird , nicht in der Lage , um die Revolution vor ihren
eigenen Radikalen nicht zu diskreditieren , das Zentrum in
die Stellen einrücken zu lasten , die ihm von rechtswegen und
nach demokratischen Grundsätzen zukommen müßte . Es ist ein
Schauspiel für die Götter ! Wenn nicht die Lage des Landes
eine so überaus gefahrvolle wäre , wäre es ein leichtes, das
Porzellan in Scherben zu schlagen . So kann aber gegenwärtig
leine Politik gemacht werden . Ernst und aufrichtig , getragen
dom Gefühl der Verantwortung für das Wohl des badischen
Bandes , trägt das Zentrum den politischen Tatsachen Rechnung
und tritt in die neue Regierung ein . auch wenn sie nicht nach
rein demokratischen Grundsätzen gebildet ist ."

Ltaatsanzeiger.
Die nachstehende Verordnung über die Regelung der Arbeits -

»Ht der Angestellten während der Zeit der wirtschaftlichen De¬
mobilmachung vom 18. März 1919 wird hierdurch zur allge¬
meinen Kenntnis gebracht.

Karlsruhe , den 29 . März 1919 .
Ministerium für Übergangswirtschaft und Wohnungswesen .

L . A. : Ambok -k-

Irrer » « « » »
Ober die Nrgrluu» der Arbeitszeit der Angestellten während

der Zeit der wirtschaftliche» Demebilmechung.
Vom 18. März 1819.

Aus Grund der Verordnung de» DundeSrat » über die wirt¬
schaftliche Demobilmachung vom 7. November 1918 (Reichs.
Gesell . S . 1292 ) und de» Erlaffe» des Rats der Volksbeauf¬
tragten über die Errichtung eine» Reichsamts für die Wirt,
fchastliche Demobilmachung (Demobilmachungsamt ) vom 12.
Noveinber 1918 (Reichs -Gesetzbl . S . 1304 ) ergeht hiermit fol¬
gende Verordnung über die Regelung der Arbeitszeit der An¬
gestellten während der Zeit der wirtschaftlichen Demobil .
machung.

8 1-
Die regelmäßige täglich« Arbeitszeit ausschließlich der Pau¬

sen darf die Dauer von acht Stunden nicht überschreiten.
Wenn in Abweichung hiervon durch Vereinbarung eine Ver¬
kürzung der Arbeitszeit an Vorabenden der Sonn - und Fest¬
tage herbeigeführt wird , kann der Ausfall der Arbeitsstunden
an diesen Tagen auf die übrigen Werktage verteilt werden .

8 2.
Sofern die tägliche Arbeitszeit mehr als sechs Stunden be¬

trägt , ist den Angestellten innerhalb der Arbeitszeit eine min .
bestens halbstündige Pause zu gewähren. Fällt das Ende der
Arbeitszeit in die Zeit nach vier Uhr nachmittags, so muß die
Pause für die Angestellten, die ihre Hauptmahlzeit außerhalb
des die Arbeitsstätte enthaltenden Gebäudes einnehmea , auf
mindestens ein und eine halbe Stunde verlängert iverden.

Nach Beendigung der täglichen Arbsiiszeit ist den Angestell¬
ten eine ununterbrochene Ruhezeit von mindestens elf Stun¬
den zu gewähren.

8 8.
Beginn und Ende der Arbeitszeit und der Pausen sind so¬

fern keine tarifliche Regelung erfolgt ist, vom Arbeitgeber im
Einverständnisse mit dem Angestelltenausschuß oder , wenn ein
solcher nicht besteht , mit der Angestelltenschaftdes Betriebs oder
des Büros entsprechend den Bestimmungen dieser Verordnung
für den Gesamtbetrieb oder einzelne Abteilungen gesondert
festzulegen und durch Aushang bekanntzumachen.

8 4.
Die Bestimmungen der 88 1 bis 3 finden keine Anwendung

auf Arbeiten , die
1 . in Notfällen,
2. im öffentlichen Interesse ,
3 . zur Verhütung des Verderbens von Waren oder de» Miß¬

lingens von Arbeitserzeugnissen
unverzüglich vorgenommen werden müssen .

Arbeitgeber, welche Angestellte mit Überarbeiten der in Zif¬
fer 1 bis 3 bezeichneten Art beschäftigen , sind verpflichtet, ein
Verzeichnis anzulegen , in welches für jeden Tag , an dem
Überstunden geleistet worden sind, die Zahl der daran beteilig¬
ten Angestellten, die Zahl der von ihnen geleisteten Überstun¬
den und die Art der vorgenommenen Arbeiten einzutragen
find. Das Verzeichnis ist auf Erfordern den zuständigen Auf¬
fichtsbeamten (H 16) jederzeit zur Einsicht vorzulegen .

8 5.
llltbeschadet der Vorschriften des § 4 dürfen Angestellte über

die im tz 1 festgesetzte Arbeitszeit an zwanzig der Bestimmung
des Arbeitgebers überlassenen Tagen im Jahre beschäftigt wer-
den . Die Beschäftigung darf zehn Stunden täglich nicht über¬
schreiten und nicht länger als bis zehn Uhr abends dauern .

Hierbei kommt jeder Tag in Anrechnung, an dem auch nur
ein Angestellter über die nach ß 1 festgesetzte Arbeitszeit hinaus
beschäftigt ist.

Arbeitgeber, die ihre Angestellten aus Grund der vorstehen¬
den Bestimmung über die im 8 1 festgesetzte Zeit .beschäftigen,
find verpflichtet, an einer in die Augen fallenden Stelle des
Arbeitsraums eine Tafel auszuhängen , auf der jeder Tag , an
dem Überarbeit ftattfindet , vor Beginn der überarbeit einzn .
tragen ist.

8 «.
Wenn Naturereignisse, Unglücksfälle oder andere unvermeid¬

liche Störungen den Betrieb eines Arbeitsgebers unterbrochen
haben, so kann sin» von den Bestimmungen der §8 1 bis 3 ab¬
weichende Regelung durch den zuständigen Auffichtsebamten
( 8 16) nach Anhörung des Angestelltenausschuffes oder, wenn
ern solcher nicht besteht , der Angestelltenschaft widerruflich ge¬
nehmigt werde» . Die auf Grund vorstehender Bestimmung
zu treffenden Verfügungen müssen schriftlich erlassen werden .
Abschriit der Genehrmgungsverfügung ist an einer in die Augen
fallenden Stelle des Arbeitsraums auszuhängen .

8 7-
Abweichend von den Bestimmungen der ZZ 1 bis 3 und 5

kann durch Tarifvertrag eine anderweitige Regelung der Ar¬
beitszeit und der Überstunden getroffen ioerden.

Insbesondere kann durch Tarifvertrag vereinbart werden ,
daß an die Stelle der achtstündigen Tagesarbeitszeit die acht-
undvierzigstündige werktägige Wochenarbertszeit oder die sechs-
undnennzigstündige werktägige Doppelwochenarbeitszeit tritt .

Die Zahl der durch Tarifvertrag zugelaffenen Überarbeits -
toge darf höchstens dreißig im Jahre betragen , sofe-vn nicht
durch Festlegung von ganz oder teilweise freien Tagen oder
verkürzter Arbeitsdauer zu bestimmten Jahreszeiten für Aus .
gleich

' der Überstunden gesorgt wird^
Die Arbeitgeber sind verpflichtet, ein« Abschrift dar auf die

Regelung der Arbeitszeit und der Überstunden bezüglichen Be¬
stimmungen des Tarifvertrags den zuständigen AuffichtSbe-
amten einzureichen.

8 8-
Die Vorschriften des ß 10b b Abs. 2 und 3 der Gewerbeord¬

nung finden austalle Angestellten im Sinne dieser Verordnung
Anwendung.

Die Ausnahme- und Sonderbestimmung über dte Sonntags ,
ruhe der Angestellten im Handeisgewerbe gellen auch für die
sonstigen Angestellten im Sinne dieser Verordnung .

Die hiernach für Sonn - und Festtage zugelassenen Über¬
stunden sind auf die in den 88 5 und 7 dieser Verordnung fest,
gelegte Höchstzahl nicht anzurechnen.

8 S-
Von sieben Uhr abends bis sieben Uhr morgen» müssen offene

Verkaufsstellen mit Ausnahme der Apotheken für den geschäft¬
lichen Verkehr geschloffen sein . Die beim Ladenschlüsse schon
anwesenden Knuden dürfen noch bedient werden .

Nach sieben Uhr abend», jedoch bis spätestens neun Uhr. dür¬
fen Verkaufsstellen an jähäch höchstens zwanzig von der Orts¬
polizeibehörde zu bestimmenden Tagen für den geschäftlichen
Verkehr geöffnet sein.

Vor st^ ien Uhr jedoch nicht vor fünf Uhr morgens , dürfen
Lebensmittelgeschäftenach näherer Bestimmung der Ortspolizei¬
behörde geöffnet sein.

Die Ortspolizeibehörden haben vor der Genehmigung der
Ausnahmen die Äußerung des zuständigen Aufsichtsbeamten
(8 16 ) einzuholem und diesem die erteilte Ausnahmegeneh¬
migung in Abschrift mitzuteilen. Glaubt der Auffichtsbeamte ,
daß die Ausnahmegenehmigung mit dem Schutze der Angestell¬
ten nicht zu vereinbaren ist, so hat er unverzüglich die Entschei-
W,i ' „ vo . NtvmaI1u.nosbebörde berbeizuiübren .

8 ro.
Die DemsvNinachungskommiffare sind befugt, nach Anhö¬

rung der Aufsichtsbeamtcn oder Aufsichtsbehörden (Z 16) wider¬
ruflich weitergebende Ausnahmen , als in den vorstehenden Be¬
stimmungen vorgesehen - stick , zu erteilen , wenn diese Ausnah¬
men im öffentliche» Interesse , insbesondere zur Durchführung
der geordneten Demobilmachung, zur Verhinderung der Ar .
beitslosigkcit oder zur Sicherstellung der Volksernährung
dringend nötig werden. Abschriften der erteilten Genehmigung
find binnen zwei Tagen deu Deuobilmackungsamte vorzulegen.

8 U -
Die vorstehende Regelung umfaßt diejenigen Angestell¬

ten, die
1 . urit kaufmännnchen Diensten beschäftigt v rde » , insbe .

sondere Handlungsgehilfen ,
2. mit technischen Diensten bcschäf : den , mit Ausnah .

me derjenigen technischen Ange (Detriebsbcamte ,
Werkmeister, Techniker ) , die hing?. , der Regelung ihrer
Arbeitszeit der Anordnung über die Regelung der Ar .
beitszeit getverblicher Arbeiter vom 23. Noveuber 1918
(Reichs-Gesetzbl . S . 1334) unterliegen ,

3 . mir Schreib, , Rechen - oder ähnlichen Arbeiten beschäftigt
tverdcn (Büroangestellte ) einschließlich derjenigen , die für
Büros niedere oder lediglich mechanische Dienste leisten,

4 . sich als Lehrlinge in einer geregelten Ausbildung zu
einer der vorgenannten Beschäftigungen befinden.

8 12-
Die Bestimmungen finden keine Anwendung auf
1 . Generalbevollmächtigte und die im Handelsregister oder

Genossenschaftsrcgister eingetragenen Vertreter eine»
Urrternehmens,

2 . auf sonstige Angestellte- in leitender Stellung , dte
Vorgesetzte von in der Regel mindestens zwanzig Ange¬
stellten oder fünfzig Arbeitnehmern find oder deren
Jahresarbeitsverdienst siebentausend Mark übersteigt,

3. Angestellte, die in Betrieben der Land- und Forstwirt¬
schaft einschließlich ihrer Nebenbetriebe beschäftigt find,

4 . Gehilfen und Lehrlinge in Apotheken .
8 13.

Di « Regelung gilt für alle Arbeitgeber einschließlich der
Körperschaften des öffentlichen Rechtes . Es macht keinen
Unterschied, ob der Arbeitgeber seinen Betrieb oder sein Bürg
mit der Absicht der Geivinnerzielung führt oder nicht .

8 14 .
Soweit von Körperschaften des öffentlichen Rechtes Ange¬

stellte gemeinsam mit Beamten beschäftigt werden, find für die
Regelung der Beschäftigung dieser Angestellten mangels ab.
weichender Vereinbarungen die für die Beamten gültigen
Dienstvorschriften maßgebend.

8 18 .
Für die in Vcrkehrsgewerben erforderlichen allgemeinen

Ausnahmen von vorstehenden Vorschriften sind alsbald Ver¬
einbarungen zwischen Betriebsleitungen und den Arbeitneh .
merverbänden zu treffen , solange derartige Vereinbarungen
nicht zustandegekommen find, bleiben weitere Anordnungen
den zuständigen Demobflmacknmgskommiisaren vorbebältcn .

8 ^
Die Aufsicht über die Ausführung der vorstehenden Bestimm

mungen ist von den Landeszentralbehörden ausschließlich oder
neben den ordentlichen Polizeibehörden den Gewerbeauffichts-
beamten oder besonderen Beamten zu übertragen . An die
Stelle der Gewerbeauffichtsbeamten treten bei bergbaulichen
Betrieben die Bergrevierbeamten . Die Auffichtsbeamten find
befugt , mit den Angestelltenausschüffenim Beisein des Arbeit¬
gebers oder mit beiden Teilen allein zu verhandeln und zu
diesem Zwecke die Angestelltenausschüfle einzuberufen.

Die Aufficht über Betriebe und Büros der Körperschaften deA
öffentlichen Rechtes fällt den die allgemeine Dienstaufficht aus¬
übenden Behörden zu.

8 17.
Den Auffichtsbeamten stehen bei Ausübung dieser AuffichS

alle amtlichen Befugnisse der Ortspolizeibehörden zu, insbe .
sondere das Recht zur jederzeitigen Besichtigung der Betriebe
und Büros . Sie sind , vorbehaltlich der Anzeige von Gesetz¬
widrigkeiten , zur Geheimhaltung der amtlich zu ihrer Kennt ,
nis gelangenden Geschäfts- und Betriebsverhältnifle der ihrer
Aufsicht unterliegenden Betriebe und Büros verpflichtet.

Die auf Grund der vorstehenden Bestinrmunyen auszufüh¬
renden amtlichen Besichtigungen müssen die Arbeitgeber zn
jeder Zeit , namentlich auch in der Nacht , während des Betriebs
gestatten .

Die Arbeitgeber find ferner verpflichtet , den genannten Be¬
amten oder der Polizeibehörde diejenigen statistischen Mit .
teilungen über die Verhältnisse ihrer Angestellten zu machen,
welche vom Reichsministevium für die wirtschaftliche Demobil .
machung oder von den Landeszentralbehörden unter Fest¬
setzung der dabei zu beobachtenden Fritt -» a-- -
stchneben werden .

8 18-
Mit Geldstrafe bis zu zweitausend Mark, im Unvermögens ,

falle mit Gefängnis bis zu sechs Monaten, wird bestraft , wer
den vorstehenden Bestimmungen oder den auf Grund dersel¬
ben erlassenen Anordnungen zuwiderhandelt.

War der Täter zur Zeit der Begehung der Straftat bereits
wegen Zuwiderhandlung nach Äbs. 1 bestraft, so tritt , falls die
Straftat vorsätzlich begangen wurde. Geldstrafe von einhundert
bis dreitausend Mark bder Gefängnis bis zu sechs Monaten ein .

Die Bestimmung des Abs. 2 findet auch Anwendung, wenn
die frühere Strafe nur teilweise verbüßt oder ganz oder teil¬
weise erlassen ist.

8 19 .
Im übrigen finden die in Reichs - und Landesgcfetzen und die

auf Grund dieser Gesetze erlassenen Vorschriften im bisheri -
gen Umfang so weit 'Anwendung, als sie nicht den vorstehen¬
den Bestimmungen zuwiderlauscn.

8 20.
Diese Verordnung tritt am 1 . April 1910 in Kraft , den Zeit .

Punkt ihres Außerkrafttretens bestimmt das Reichs Ministerium
für die wirtschaftliche Demobilmachung.

Berlin , den 18. März 1919.
Reichsministerium für die wirtschaftliche Demobilmachung.

K o e t h.

Zwischenzeitliche Neufestsetzung des OrtslohnS für de« Bezirk
der Stadt Karlsruhe betr.

Auf Grund der 88 149—181 R .VO . wird in teilweise! Ab.
änderung der Bekanntmachung vom 26. November 1918 Nr .
2737 der ortsübliche Tagesentgelt gewöhnlicher Tagearbeiter
(OrtSlohn ) mit Wirkung vom 1. Juni 1819 für den Bezirk der
Stadtgemeinde Karlsruhe bis auf weiteres, wie folgt festge¬
setzt :

für Männer für Frauen
7 .50 Mk. 5,00 Mk .
8.- Mk . 3ch0 Mk .
3 - Mk. L,- Mk.
1 .50 Ml . 1,80 Mk.

arlsruhe , 29. März 1919.
Bad. Oberversicherungsamt.

Der Direktor:
Nesf .

über 21 Jahre
von 16—21 Jahren
von 14—16 Jahren
unter 14 Jahren



kl n

Staatsanzeiger .
vekauutmachung.

Nr - k . R . 156/3 . 19 K R - A.
Am Aufträge des Neichsministcriums für die wirt¬

schaftliche Demobilmachung wird folgendes angeordnet :
Artikel l.

In der Bekanntmachung Nr Ra 1500/9 17 K R . A .,
betreffend Beschlagnahme von Holzzellstoff und Stroh¬
gellstoff vom l8 - Oktober 1917 tritt

in § 5 Satz 2 an die Stelle der Kriegs-Rohstoff-
Abteilung des Königlich Preußischen Kriegs-
Ministeriums das Reichswirtschaftsministerium .

Artikel N .
Diese Bekanntmachung tritt am 12. März ISIS in

Kraft - 2453
Berlin , den 10 . März ISIS -

Kriegs-Rohstoff -Abteilung.
Wolffhügel .

Nmtlicbe WekMntmacbnngen.
Das polizeiliche Meldewese« betr.

Immer wieder werden die bei der polizeilichen
Meldestelle — Hebelstratze 7t, — zu erstattenden An-
und Abmeldungen zu- oder wegziehenderPersonen nicht
oder nicht rechtzeitig erstattet - Auch werden vielfach
An- und Abmeldungsformulare derart ungenau ausge¬
füllt , undeutlich geschrieben und unleserlich unterschrie¬
ben , dah deren Richtigstellung und Ergänzung nur mit
Weiterungen und Zeitverlust sowohl für die Beteiligten
wie auch für die Beamten der Meldestelle verbunden ist .

Wir machen daher auf die genaue Beachtung der
An- und Abmeldepflicht , sowie auf die genaue Ausfül¬
lung der An - und Abmeldeformulare, die auf der poli¬
zeilichen Meldestellesowie auf sämtlichen Polizeistationen
unentgeltlich erhältlich sind und vom Melder (Vermieter)
sowie dem Gemeldeten (Mieter ) rnit deutlicher Unter¬
schrift zu versehen sind, aufmerksam.

Karlsruhe , den 18. März 1919 .
Bezirksamt — Polizeidirektion . O .-Z - 104

Dt« Bekämpfung der Maul¬
und Klauenseuche betr .

Nachdem die Maul- «ud Klauenseuche in der Gemeinde
Münzesheim , Amt Breiten , erloschen ist, sind sämtliche
Schutzmatzregeln aufgehoben worden. L.436

Karlsruhe , den 27 . März 1919 .
Bezirksamt . O -Z - 111

Maul - und Klauenseuche betr .
Die Maul- und Klauenseuche in den Stallungen der

Gesellschaft für Brauerei vorm . G. Sinncr in Karlsruhc-
Grüuwiukcl ist erloschen und die verfügten Sperrmatz¬
regeln find aufgehoben . L418

Karlsruhe , den 26 . März 1919 .
Bezirksamt — Polizeidirektion . O -Z- 114

Maul - und Klauenseuche betr .
Die Maul- und Klauenseuche im Stalle des Land¬

wirts Anton Martin V, Breitestratze 25 . im Vorort
Beiertheim ist erloschen .

Die verfügten Sperrmatzregeln find aufgehoben.
Karlsruhe , den 26- März 1919 - L.417

Bezirksamt — Polizeidirektiou . O -Z . 115

Die Bekämpfung lkr Maul ,
und KLaueuseuche betr .

Nachdem die Maul- uud Klauenseuche in Bahndrücken,
Amt Breiten , erloschen ist , sind die verhängten Sperr -
matz . cgeln wieder aufgehoben worden. L-438

Karl - ruhe , den 27 - März 1919-
Bezirksamt . O .Z . 117

Die Kontrolle der demobilisterten
Mtlitärpersouen betr .

Sämtliche militiireutlaffeuen Deutschüsterreicher , Un¬
garn , Tschechoslowaken , Polen , Ukrainer, Jugoslawen
oer vormaligen österreich -ungarischen Monarchie haben
sich behufs Kontrolle in der neutralen Zone zü melden -

Die Meldung hat zu erfolgen auf Zimmer Nr . 4
des Bezirksamtsgebäudes , Hebelstratze Nr . 7, und zwar :

Montag , 31 . März 1919 , Buchstabe A bis D,
Dienstag , 1 . April 1Sl9, Buchstabe L bis s,
Mittwoch, 2- April 1919, Buchstabe L bis N ,
Donnerstag , 3 . April I9l9 , Buchstabe O bis 8,
Freitag , 4. April 1919 , Buchstabe 1 bis 2 .

Meldezeit 8—12 und 2—6 Uhr.
Es sind vorzulegen Reisepatz oder sonstige Aus¬

weispapiere und der Militärentlassungsschein .
Zn melden haben sich auch solche , welche sich schon

auf die Aufforderung des Bürgermeisteramts bei der
Meldung deutscher Militärpersonen in der Festhalle ge¬
meldet haben. L 437

Karlsruhe , den 25 . März 1919.
Bezirksamt . O .-Z113

Bekauutmachuug.
Dt« Bekämpfung der Geflügel-

cholera betr .
Wegen Fortdauer der Seuchengefahr hat das Ministe¬

rium des Innern das zur Zeit bestehende Verbot des
Handels mit Geflügel im Umherziehen (Gesetzes - und
Verordnungsblatt 1918 Seite 328) bis zum 1 . Oktober
1919 verlängert . Ausgenommen von diesem Verbot
ist der hausierweise Ankauf von Schlachtgeflügel durch
die vom Bezirksamt auf Grund des 8 9 der Verord¬
nung vom 10. November 1916 (Gesetzes - und Ver¬
ordnungsblatt Seite 321 ) zugelassenen Aufkäufer-

Die Bürgermeisterämter des Landbezirks werden
veranlatzt, diese Anordnung alsbald in ortsüblicher
Weise bekannt zu geben. L .43S

Karlsruhe , den 25. März ISIS-
Bezirksamt . O -Z . 118

kslüseliss I.sn^sstliostsi'.
Im KvnL « i »tI,sus ,

blontox, den 31 . dlLrv, 1919 Dienstag , den 1 . ^ pnl 1919
(rr ° . 27 ) :

llie ävukeksn
I(Isin8t»Äöi'

(Die . 26 ) :

känsel und
Srstel

Verein Volkedilllung k . V.
Karlsinke .

Iu einein weiteren VortraZs -Z^klus wild iin klonat
April Herr Kebsimerat Pros. 0r . *. vselislkänser vier
Vorträge kalten , uncl rwar jeweils Dienstag , clen
1 , 8., 15 . uncl 29. April , abends 8 17kr, über

ZUdi -evkl vüi »« !' imrl » « in « Dell
rnit Dicktblldern .

Dis Vorträge kinclen iin groLen Hörsaal des
ckerniscken Instituts statt . Lingang durcb die kingler-
straöe oder durck das Hauptporwl in der Laiserstr .

Die Eintrittskarten kür den ganren 2/klus sind in
der Öescbäktsstelle des Vereins , Akaderniestraöe 67,
täglick von 2—4 17kr erkältlick , kreis kür klitgliedsr
60 kk -, kür klicktmitglieder KI- 1.—-
0 .285 Vsrsln VullruvIIckunA .

Ortsveretn Karlrrutie IU
vormals Ortsveret« Babe»

der Allqemeineu deutschen Kunstgeuosseuschast
e. B .

Gemäß Generalversammlung vom Jan . 1919
ist die Auflösung - es Vereins beschlossen
worden . Etwaige Gläubiger wollen Forderungen
bei Herrn Kunstmaler Fritz Ruppert in Marx¬
zell geltend machen . <8282

Der Vorstand.
QQOQQiiiciQQQQQQQQliiQQQQQ nloulciiiiciliiciciliio

g llkgMl Sllllll s
^ Aktienkapital : 200 Millionen N. o
Q llsssrven : 6ü Millionen kö. O
kJ . 2
kJ - Q
Q blisdsrlassungsn im Qrosslisi -rogtum Ssdon . Q

Z IVsnnksini » Ueielslkeng Z

o k
^
neidus - g i » 8 , - 8

O LorgkältiZs ^ rlsdiZung allsr ^
o bankmässiZsn QsscbäktsQ
Z <1. 166 Z
QQQQQQQQQiIQQQlliQQQQQQQQQQQiiiiiiQQQQQLl

I^ SÜX Ls ' uekbl ' äu , vskitist
krüder 8 ^»kre bei Herrn / nvnnrrt Hulr.

Lpreckstunden : von 9—' /,1 Dkr und 3— 6 17kr
Lainstag inittag und Lonntags gescklossen .
Lrbprinrenstr . 29 , Dingang Lürgerstr . lei - 2672 .

LARD8RDNL i. 8 . k -950

Ick kaute jedes Quantum

Kupfer , Ifl688ing , koiguk , 2inlr , Klei ,
Hlieieen etc ., ferner feile , I. UMP6N
(Aestrickte u . wollene ), Kneeden 80 vvie

^ ^ llpLpiei '

unter Karantiv des llins iampken »

Zskok Toknelllvi *,
Kolipi -oNuKken »

Lernspr . 1597 Asi -Isi - uko DurlacberUr . 34
HLurllsi - snlisll . Vsi -Lugspi -slss .

IVl 08 ^ l. !
Lompl . IVolmuiigsLusstLtttiogell, einrelns / immer- nnd

Lücbeneinricbcungen , sovie linrelmöbel , Letten und alle
Nrtea Lolstermöbel io reicker Nusvakl empkieblt io alt-
belcaooter, guter , soiiüsr Luskübruog L .928

üas ^töbel - ullü Letten -NescbLkt
8s ! tsi ' , ^ VsIüsti ' . 7 .

korrellankigureo , lasseo . leller , lllSbel , vbrea ,
Olüser , ätickersieo , kiläsr , kücder , au cd gaore

Lidliotdelceu , suckt tortvälireoü ru Icaukeo

Antiquar Sasse , Kaieeretn. 229 . ^

Günstige Papierkaufsgelegen¬
heil für Beamtungen .

kWlei bW. «oiiziOliiiiel.
Normal 3a und 4a, gemischt, garantiert holzfrei , II.
Wahl, 1000Bg . -- 27— Mk .. 1000 St . halbe Bg - - 14 -
Mk -, 1000 St - ' /. Kanzleiblätter --- 7.50 Mk - G.192
E . kliiW L Lie. , PllpiMMWnk . Pfullingen Mdg .)

Aungsrttsrr
aus guter Familie
event. kriegsbesch.
Offizier, gut eng-

. lisch und franz -
sprechend , kann als Volontär (bei freier Station )
in bedeutendem internationalen Hotel Stellung finden
mit Aussicht auf einträglichen Posten . — Bewegungen
mit Referenzen unter K » 280 an die Expedition der
„Karlsr . Zeitung " erbeten.

Die etatsmähige ŝtelle eines

juristischen Hilfsarbeiters
des Bürgermeisteramts und Stadtrats ist alsbald zu
besetzen. <8279

Bewerber, die die Befähigung zum Richteramt be¬
sitzen, werden ersucht , unter Angabe der persönlichen
Verhältnisse und Gehaltsansprüche sich bis zum
12. April b. Js . schriftlich bei uns zu melden .

Karlsruhe , den 29 - März 1919.
Der Ttadtrat .

ttook8eliuls M kommunals u . 8orials VennaliuNij Kgjn.
Dos Vui -looungo - Voi -aoivl »«»»» türI8 >3 »c srs die eo
onct kLno nebst cten soostigeo Dnicltsscllo» ciuicb üss belcretLrioi uor tlocbsebille , Oiooüius-
strsLe 1, besagen verdea (kreis 0 .50 ^lll .), woselbst »ucb die Lioreisebesiimmuogsn na
erülbreo sind . — Lsginn der Vorlesunzea und Hebungen !>m 23 . April 1919 .

Imktlvs vikirior« können oll ne weiteres immairilcuHert « srdsn . ^
Der Studieodirektor der Lüiner Hocbscbulea :

Professor vr . Ldrirt . klcsrt,
Oebeimer Legieroogsr -a .

Der ^ bteiiungsd rektor der Daebselruie
kür Icommunsle und sasisle Vervslrung:

prokssror llr. pritr 8tier- 8omlo .

EeielWH B Wnerel ll.
In der heute stattgehabten General -Versammlung

wurde vom Gewinnsaldo des Jahres 1918
für bte Aktie» >-i». tl vo» Mk. 200».- «tue

Divibeude vo« Mk. 110. —
für bte Aktie» I- i«. » vo« Mk. 1000 .— «tue

Divibeude vo« Mk 70 —
festgesetzt , welche an der Gesellschaftskasse sowie bei den
auf den Dividendenscheinen bezeichnet «» Bankhäusern
sofort erhoben werden kann. G 288

Dividendenscheine, welche noch auf Gulden lauten ,
werden nur eingelöst, wenn die dazu gehörigen Aktien
und Dividendenscheine mit Erneuerungsbogen zuvor
zur Umstempelung, laut der Bekanntmachung vom April
1916 , vorgelegt werden.

Ettlingen , den 28. März 1919.
Direktion der WeWnst siir Ammei und Weberei.

Friedrich Hummel .

IMIM SM .
Die Herren Aktionärs verden rn der arn

Ssiiiztsg. lilül li. Nmll IMS . lllllin itsgi 11 Mir.
iin Litrnnxssaale des LankAsbändes in l-ucluigsdakoo
am kikoin stattkindenden

IZenei 'olvei 'ssmmIung
kiernüt ergebenst singeladen -

1 . Vorlage der Lilans pro 1918 nebst Oevinn - nnd
Verlustrecknnng und der Lsrickts des Vorstandes
und des Auksicktsrates .

2. Entlastung des Vorstandes nnd des Auksicktsrates.
3- Verwendung des Reingewinnes .
4. Anksicktsratswakl -
klack § 26 des Lesellsckaktsvertrages baden die¬

jenigen Aktionäre , welcbe an der Oeneralversarnin -
lung teilnebiuen wollen , ikrs Aktien berw . den ord -
nungsrnäLigen Dinterlegungssckein eines deutscken
Notars bierüber nebst einem doppelten Nuinmern -
VMeicbnis der Ltüclls spätestens ain sscksten läge
vor der Oeneralversarnrnlnng bei ilor Kosollsoliatt , « invr
ilirer / woignioclerlassungon , cler kllsinisvllon Lroüildanlc
in lllannkeim unö cisron liisclerlassungon, «isr llsutsclisn
Lank ln kerlin uncl deren Niederlassungen gn bintep
legen und bis suin Lcblusse der densralversannnlung
daselbst an belassen .

In dein notariellen Hinterlegungsscbein sind die
kinterlegten Aktien nacb Lerie, Nummern etc . genau
au beaeicbnen , nnd es ist bierbei an bestätigen , «lall
die Aktien bis aum Lcblusse der 6eneralVersammlung
bei dem Notar in Verwabr bleiben .

Abwesende Aktionäre können sicb in der Osnsral -
versammlnng durcb andere Aktionärs auk 6rund
sckdktllcbsr VollmLebt vertreten lassen 0 -287

luidwigskaksn a. kii ., den 25 . Klara 1919.
Osn ^kriksloklsnst :

krsor voa Waxoer , Vorsitaender .

Knllmann L Co. A. -G.
WüLHcrrrsen i . Ms .

Bei der Verlosung vom 5. März 1919 sind die 4pro-
zentigen Obligationen , deren Nummern hierunter folgen,
zur Heimzahlung per 1 - Juli 1919 gezogen worden.

Die Einlösung wird besorgt 1030 — dieSerieLit . A
L „ 2060 — „ „ „ L

durch die nachbezeichneten Kaffen :
Kullman» L Co., A.-G . in Mülhausen i. Elf.
Comptoir d 'Escompte de Mulhouse in Mülhausen i. Eff.
Bank von Elsaß uud Lothringen „ „ „
Herren CH . Staehling, L .BaleutinLCo .inStrahburg i-Els.
Rationalbank für Deutschland ist Bciliu
Herrn V« »1 1-» Konidui -gsi » in Asnlunuk « .

1^11 Kc. S0 ü 1000 Al .
66 102 268 367 471 579 622 706 808 884
67 179 270 374 482 583 635 793 836 885
75 180 272 402 483 588 677 729 838 945
76 211 337 424 487 592 694 733 860 954
85 222 349 431 565 621 705 781 861 979

Oll . S . 7S L 2000 « l.
1014 1214 1406 1537 1767 2004 2179 2414
1054 1221 1421 1562 l 783 2005 2223 2449
1068 1251 1435 1571 1820 2024 2235 2451
1088 1257 1442 1591 1827 2027 2307 2470
1091 1269 1443 1602 1882 2033 2329 2489
1118 1284 1478 1669 1900 2044 2335
1134 - 1327 1501 1670 1917 2049 2355
1149 1376 1516 1673 1973 2050 2385
1167 1389 1523 1676 1975 2056 2387
1190 1395 1528 1743 1978 2152 2406

Die Nr- 1455 von der 12 . Ziehung vom 3. März 1913 ,
rückzahlbar am 1 . Juli 1913, sowie die Nrn . 457 , 488
u - 1621 von der 13. Ziehung vom 2- März 1914, rück¬
zahlbar am 1. Juli 1914 ; die Nrn . 113, 427, 1010 und
1632 von der 14 . Ziehung vom 14. März 1915 , rück¬
zahlbar am 1 - Juli 1915 ; die Nrn . 73, 100, 104, 1419,
1582, 2112 und 2488 von der 15. Ziehung vom 6- März
1916, rückzahlbar am 1 - Juli 1916 ; die Nrn . 92, 115,
607 , 624 , 788, 1157 , 1198 , 1201 , 1304 , 1343 , 1633,1645,
1766 , 2110 u - 2124 von der 16. Ziehung vom 23 . Juni
1917 , rückzahlbar am 2. Juli 1917 , und -die Nrn - 79,
82. 191, 363 . 412 , 426, 451 , 455, 623 , 662, 697 . 766,
886, 1086 , 1329, 1457, 1474 , 1631, 1759, 1762 , 2088 ,
2283, 2284, 2285, 2301 , 2390 und 2474 von der 17-
Ziehung vom 15 - Mai 1918, - rückzahlba : am I - Juli
1018, sind noch nicht zur Hcimzahlung vorge 'cigt worden.

wenn auch reparaturbe¬
dürftig . werden stets «u»
gekauft in F983

V/vlutruulbs
An- und Berkaufsgeschäft,

Kronen st ratze 52 .

ZWOMM
an (remeindG ^erkLnds
und 8tädte ru 4 ^/g "/o
Ansen init ' /rjabriKer
XkndiZnnK 2n ver¬
geben .
Anfragen L.Expedition
d . Dlattes unter IkyZ 2 .

in MSbel « , Schmuck,Silber , Zin » usw kaüft
zu hohen Preisen

An - u. Berkaufsgeschäft
UsulLunr ,

Lammstr .6im Hos . Tel -3546

Handtücher
Qualilät l per Dtz - Mt- 36 .—
Qualität II „ „ „ 31 .20

Schenertiich .
Qualität l per Dtz . Mk. 12 .—
Qualität II „ „ „ 9 .50

TeAertücher
per Dtz . Mk. 16 .50

Mindestabgabe 1 Dutzend.
August ketiig, veruii » Sl iit
Abt.Textilwaren und Zellstoffe-
Vertret.an allen Plätzen gesucht .

1
—

Bei diesseitiger Zentral »
kanzlei ist eine etatmätzige
Assistenten stelle alsbald zu
besetzen. Die Anstellung
erfolgt nach Mahgabe der
städtischen Dienst - und Ge¬
haltsordnung mit Aussicht
auf Ruhegehalts - und Hin-
terbliebenenversorgungsbe-
rechtigung. G 286

«Nur tüchtige , steno¬
graphiekundige und im
Maschinenschreiben geübte
Bewerber wollen sich unter
Vorlage von Zeugnissen
und unter Angabe der
Gehaltsansprüche alebald
schriftlich hierher melden.

Bruchsal, . 22. März 1919 .
Stadtrat .

Dr. Meister . Strohauer -

ktlMINlfllz -

MsteiMW .
Die Gemeinde Malsch ,

Amt Ettlingen , versteigert
i- ihrem Hardtwald folgende
Holzsorten und zwar :
Freitag . 4. April d. Js .

Forlenstämme : 5 I -, 25
II . , 16 III . Klasse .

Eichstämme : 3 II -, 14
III -, 29 IV -, 34 V . Klaffe.

Buchstämme : 2 3 II .
Klasse .

Lindenstämme : 2 IV .
Klasse und 4 Ster eichen

Nutzholz . G .267
Samstag , S. April d. I .

Eichstämme: 11 -, 26 II .,
82 III -, 32 IV . Klasse und
4 Ster eichen Nutzholz .

Die Zusammenkunft ist
jeweils vormittags 9 Uhr
beim Bahnhof in Malsch.

Malsch , 27 . März 1919 .
Der Gemeiuberat .

Deubel. Kunz.

WllllWMBlW
Mll WIIaMN-
Nach Finanzministerial »

Verordnung vom 3 . 1. 1907
für 6 Krankenhäuser der
Heil- und Pflegeanstalt bei
Konstanz. L290 .3..2

28 . uigungen und Ange¬
bot - Vordrucke werden vom
24 . März bis 12. April bei
der Bezirksbauinspektion
Zimmer I abgegeben.

Angeboteverschlossen, post-
frei mit genauer Aufschrift
bis längstens 14 April,
morgens 9 Uhr, an die In -
spektion , Schillerstratze 9.
Zuschlagsfrist 3 Wochen .

Konstanz, 20. März 1919 .
Bc, ;!rkSlm nuspcktjo».
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